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Rr. 12337.) Geſetz zur Ergänzung des Geſetzes über die Bereitſtellung von Mitteln zur Aufbeſſerung des 
Dienſteinkommens der Pfarrer der evangeliſchen Landeskirchen vom 17. Dezember 1920 
(Geſetzſamml. 1921 S. 10). Vom 7. Auguſt 1922. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: f 

Die Artikel 1, 2, 4 und 5 des Geſetzes über die Bereitſtellung von Mitteln zur Aufbeſſerung ee 
des Dienſteinkommens der Geiftlichen der evangeliſchen Landeskirchen vom 17. Dezember 1920 
Geſetzzamml. 1921 S. 104) erhalten folgende Faſſung: 


Artikel 1. SR 

(1) Um die evangeliſchen Landeskirchen in die Lage zu ſetzen, die Beſoldungs⸗, Nuhegehalts- 

und Hinterbliebenenbezüge ihrer preußiſchen Pfarrer den veränderten Verhältniſſen entſprechend zu 

erhöhen, wird vom 1. April 1920 ab ſeitens des Staates der Landeskirche der älteren Provinzen 

ö eine Rente von jährlich 72 700 000 Mark, den Landeskirchen der neuen Provinzen eine Rente von 
jährlich 27 500 000 Mark überwieſen. ö 


(2) Zu dieſen Renten tritt vom 1. Oktober 1921 an bis zur endgültigen geſetzlichen Regelung 
ein Zuſchlag von 200 vom Hundert. Für denſelben Zeitraum wird der Landeskirche der älteren Provinzen 
ein nichtrückzahlbarer Zuſchuß von jährlich 13 100 000 Mark und den Landeskirchen der neuen 
Provinzen ein nichtrückzahlbarer Zuſchuß von jährlich 4 900 000 Mark gewährt, um einem Teile der 
Pfarrer die Aufrückung in die Gruppe 11 zu ermöglichen. 


Artikel 2. 
Soweit die eigene Leiſtungsfähigkeit der Landeskirchen und Kirchengemeinden nicht ausreicht, 


1 die Beſoldungs, Ruhegehalts- und Hinterbliebenenbezüge ihrer preußiſchen Geiſtlichen leinſchließlich 
Kinderbeihilfen) den Dienſt⸗ und Verſorgungsbezügen derjenigen unmittelbaren Staatsbeamten anzu— 
paſſen, die ihre erſte planmäßige Anſtellung in einer Stelle der Beſoldungsgruppe 10 der ſtaatlichen 
Beſoldungsordnung finden, werden vom 1. April 1920 ab bis zum 31. März 1925 ſeitens des 
4 Staates diejenigen Mittel vorſchußweiſe zur Verfügung geſtellt, die über die im Artikel 1 bezeichneten 
5 Renten hinaus alljährlich erforderlich werden, um die Bezüge der Geiſtlichen auf die erwähnte 
N Höhe zu bringen. 2 ; 

N Geſetbſaumlung 4922 (Nr. 12337 — 12942 5 43 

8 Ausgegeben zu Berlin den. 24. Auguſt 1922. 


— 244 
Artikel 4. \ 

Bis zum 30. September 1924 iſt endgültig feſtzuſtellen, wie weit die eigene Leiſtungsfähigkeit 
der Landeskirchen und Kirchengemeinden zur Deckung des für die Ausführung des im Artikel 2 
bezeichneten Bedarfs ausreicht. 

Artikel 5. 

Nach endgültiger Feſtſtellung der Leiſtungsfähigkeit der Landeskirchen und Kirchengemeinden iſt 
über eine einem etwaigen Mehrbedarf entſprechende Erhöhung der Renten und die Verrechnung 
oder Erſtattung der vorſchußweiſe gezahlten Beträge vor Ablauf des Rechnungsjahrs 1924 eine 
geſetzliche Beſtimmung zu treffen. Eine Erhöhung der Reute hat rückwirkende Kraft vom 
1. April 1920 ab. 


Dias vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 7. Auguſt 1922. 


Segel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. v. Richter. Boelitz. 


(Rr. 12338). Geſetz, betreffend die weitere Verſorgung des Gebiets an der mittleren und unteren Weſer 
mit elektriſchem Strome. Vom 8. Auguſt 1922. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
8 1. 


Die dem Staatsminiſterium durch Geſetz vom 14. Januar 1921 (Geſetzſamml. S. 346) erteilte 
Ermächtigung, ſich durch Übernahme von Aktien im Höchſtbetrage von 25 000 000 Mark (fünf 
undzwanzig Millionen Mark) an der Aktiengeſchaft „Großkraftwerk Braunſchweig“ zu beteiligen und 
Bürgſchaft für die Anleihen dieſer Geſellſchaft bis zum Höchſtbetrage von 135 000 000 Mark 
(einhundertfünfunddreißig Millionen Mark) in Gemeinſchaft mit dem Lande Braunſchweig und der 
Provinz Sachſen zu übernehmen, wird zurückgezogen. 

ö 25 
Das Staatsminiſterium wird ermächtigt: 
a) zur Verſorgung des Gebiets an der mittleren und unteren Weſer mit elektriſchem Strome 
400 Millionen Mark zu verausgaben zur Gründung einer Aktiengeſellſchaft zwecks 
Errichtung eines an einem möglichſt wirtſchaftlich gewählten Orte belegenen Kraftwerkes, 
zur Beteiligung an einem ſolchen oder zum Ausbau beſtehender ſonſtiger Kraftquellen. 
Bei Errichtung eines Kraftwerkes können das Reich, die in Frage kommenden Länder, 
Kommunalverbände und andere Unternehmungen beteiligt werden. In jedem Falle muß 
der überwiegende Einfluß des Staates und des Reichs durch Aktienbeſitz ſichergeſtellt fein; 
den ihr durch Geſetz vom 14. Januar 1921 (Geſetzſamml. S. 346) für den Bau von 
ſtaatlichen Leitungen und ſtaatlichen Umſpannwerken zur Verbindung des von der Aktien— 
geſellſchaft „Großkraftwerk Braunſchweigl“ herzuſtellenden Kraftwerkes mit Hannover und 
von Hannover mit den Endpunkten der ſtaatlichen Leitungen im Weſerquellgebiet und im 
Verſorgungsbezirke des Kraftwerkes Dörverden genehmigten Betrag von 95 000 000 Mark 
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(fünfundneunzig Millionen Mark) nach Maßgabe der von dem zuſtändigen Miniſter feſt⸗ 
zuſtellenden Pläne auch weiterhin für Verbindungsleitungen zwiſchen den unter a be⸗ 
zeichneten Werken mit den Endpunkten der ſtaatlichen Leitungen im Weſerquellgebiet 
und im Verſorgungsgebiete des Kraftwerkes Dörverden zu verwenden. 


§ 3. 
(1) Das Staatsminiſterium wird ermächtigt, zur Deckung der im § 2 b erwähnten Aufwendung 
eine Anleihe durch Verausgabung eines entſprechenden Betrags von Schuldverſchreibungen aufzu⸗ 
nebmen. Die Anleihe iſt mit 1,9 vom Hundert des urſprünglichen Kapitals zu tilgen unter Hinzu⸗ 
rechnung der durch die Tilgung erſparten Zinſen, dieſe zu 5 vom Hundert gerechnet. 

(2) An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzanweiſungen oder Wechſel 
ausgegeben werden. In den Schatzanweiſungen iſt der Fälligkeitstermin anzugeben. Die Wechſel 
werden von der Hauptverwaltung der Staatsſchulden mittels Unterſchrift zweier Mitglieder ausgeſtellt. 

(6) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen, etwa zugehörige Zinsſcheine und Wechſel können 
ſämtlich oder teilweiſe auf ausländiſche oder auch nach einem beſtimmten Wertverhältniſſe gleich- 
zeitig auf in- und ausländiſche Währungen ſowie im Auslande zahlbar geſtellt werden. 

(+) Schatzanweiſungen und Wechſel können wiederholt ausgegeben werden. 

6) Die Mittel zur Einlöſung von Schatzanweiſungen und Wechſeln können durch Ausgabe 
von Schatzanweiſungen und Wechſeln oder von Schuldverſchreibungen in dem erforderlichen Nenn⸗ 
betrage beſchafft werden. 

(6) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel, die zur Einlöſung fällig werdender 
Schatzanweiſungen oder Wechſel beſtimmt ſind, hat die Hauptverwaltung der Staatsſchulden auf 
Anordnung des Finanzminiſters vierzehn Tage vor der Fälligkeit zur Verfügung zu halten. Die 
Verzinſung oder Umlaufzeit der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte beginnen, 
mit dem die Verzinſung oder Umlaufzeit der einzulöſenden Schatzanweiſungen oder Wechſel aufhört. 

() Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins- oder Diskontſatze, 
zu welchen Bedingungen der Kündigung oder mit welcher Umlaufzeit ſowie zu welchen Kurſen die 
Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel ausgegeben werden ſollen, beſtimmt der 
Finanzminiſter. Ebenſo bleibt ihm im Falle des Abſ. 3 die Feſtſetzung des Wertverhöältniſſes o- 
wie der näheren Bedingungen für Zahlungen im Ausland überlaſſen. 

() Im übrigen find wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die Vorſchriften des Ge, 
ſetzes vom 19. Dezember 1869 (Geſetzſamml. S. 1197), des Geſetzes vom 8. März 1897 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 43) und des Geſetzes vom 3. Mai 1903 Geſetzſamml. S. 155) anzuwenden. 


8 4. f 
Die Ausführung dieſes Geſetzes erfolgt durch die zuſtändigen Miniſter. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 8. Auguſt 1922. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
(Siegel) Braun. v. Richter. Siering. 
43* 
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Gr. 12339.) Geſetz zur Anderung des Geſetzes von: 23. April 4921 (Geſetzſamml. S. 361) über die 


Entſchädigung der Mitglieder und des Präſidenten des Preußiſchen Landtags. Vom = 
8. Auguſt 1922. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz befchloffen: - 


Artikel J. 2 
Das Geſetz vom 23. April 1921 (Geſetzſamml. S. 361) über die Entſchädigung der Mit- 
glieder und des Präſidenten des Preußiſchen Landtags in der Faſſung des Geſetzes vom 2. Mai 
1922 (Geſetzſamml. S. 97) wird dahin geändert, daß 
J. zu der Aufwandsentſchädigung im $ 1 ein Teuerungszuſchlag von monatlich ſechstauſend— 
fünfhundert Mark gewährt wird, 5 8 
2. zu dem im § 2 bezeichneten Tagegeld ein Teuerungszuſchlag von einhundertfünfzig Mark 
gewährt wird, 


3. beim Abzuge nach 8 3 ſtatt fünfzig Mark zweihundertfünfzig Mark abgezogen werden. 


i Artikel II. : E: 
Dieſes Geſetz tritt am 1. Juni 1922 in Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 


mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. . 3 
Berlin, den 8. Auguſt 1922. ; 
u Das Preußiſche Staatsminiſterium. 8 

Siegel) Braun. Severing. v. Richter. 


(Nr. 12340.) Geſetz, betreffend Erhöhung des Grundkapitals und Neufeſtſetzung des Geſchäftsjahrs der 
Preußiſchen Staatsbank (Seehandlung). Vom 11. Auguſt 1922. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


SER 


Das Grundkapital der Preußiſchen Staatsbank (Seehandlung) wird um einen Betrag bis zu 
400 Millionen Mark erhöht. 


$ 2. ; 
Vom 1. Januar 1923 ab ift ihr Geſchäfts⸗ und Rechnungsjahr das Kalenderjahr. 


OR 

() Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Bereitſtellung des Erhöhungskapitals im Wege 

der Anleihe Staatsſchuldverſchreibungen auszugeben. Die Anleihe iſt mit 1,9 vom Hundert unter 
Zuwachs der erſparten Zinſen, dieſe zu 5 vom Hundert gerechnet, zu tilgen. 


„ 


2) An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzanweiſungen oder Wechſel 
ausgegeben werden. In den Schaßtanweiſungen iſt der Fälligkeitstermin anzugeben. Die Wechſel 
werden von der Hauptverwaltung der Staatsſchulden mittels Unterſchrift zweier Mitglieder ausgeſtellt. 


(3) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen, etwa zugehörige Zinsſcheine und Wechſel können 
ſämtlich oder teilweiſe auf ausländiſche oder auch nach einem beſtimmten Wertverhältniſſe gleichzeitig 
auf in- und ausländiſche Währungen ſowie im Auslande zahlbar geſtellt werden. 


(+) Schatzanweiſungen und Wechſel können wiederholt ausgegeben werden. 


6) Die Mittel zur Einlöſung von Schatzanweiſungen und Wechſeln können durch Ausgabe 
von Schatzanweiſungen und Wechſeln oder von Schuldverſchreibungen in dem erforderlichen Nenn⸗ 
betrage beſchafft werden. 1 


(6) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel, die zur Einlöſung fällig werdender 
Schatzanweiſungen oder Wechſel beſtimmt ſind, hat die Hauptverwaltung der Staatsſchulden auf 
Anordnung des Finanzminiſters vierzehn Tage vor der Fälligkeit zur Verfügung zu halten. Die 
Verzinſung oder Umlaufszeit der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte beginnen, mit 
dem die Verzinſung oder Umlaufszeit der einzulöſenden Schatzanweiſungen oder Wechſel aufhört. 


() Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins- oder Diskontſatze, 
u welchen Bedingungen der Kündigung oder mit welcher Umlaufszeit ſowie zu welchen Kurfen 
die Schuldverſchreibungen, Schatzanweifungen und Wechſel ausgegeben werden ſollen, beſtimmt der 
Finanzminiſter. Ebenſo bleibt ihm im Falle des Abf. 3 die Feſtſetzung des Wertverhältniſſes ſowie 
der näheren Bedingungen für Zahlungen im Ausland überlaſſen. 
be) Im übrigen find wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die Vorſchriften des Geſetzes 
vom 19. Dezember 1869, betreffend die Konſolidation preußiſcher Staatsanleihen (Geſetzſamml. 
S. 1197), des Geſetzes vom 8. März 1897, betreffend die Tilgung von Staatsſchulden (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 43), und des Geſetzes vom 3. Mai 1903, betreffend die Bildung eines Ausgleichsfonds 


für die Eiſenbahnverwaltung (Geſetzſamml. S. 155), anzuwenden. 


§ 4. 
Mit der Ausführung dieſes Geſetzes wird der Finanzminiſter beauftragt. i 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs— 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. f 
Berlin, den 11. Auguſt 1922. 


Y 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Siegel.) Braun. v. Richter. 
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(Rr. 12341.) Geſetz, betreffend die Bereitſtellung von Staatsmitteln zur Urbarmachung von ſtaatlichen 
Mooren. Vom 11. Auguſt 1922. 


Der Landtag hat folgendes Gefeh beſchloſſen: 


Sr 
Dem Staatsminiſterium wird ein weiterer Betrag von 200 Millionen Mark zur Urbar⸗ 
machung von ſtaaklichen Mooren in den Provinzen Hannover und Schleswig⸗Holſtein zur Ver⸗ 
fügung geſtellt. 


8.2. 


4) Das Staaksminiſterium wird ermächtigt, zur Bereitſtellung der nach § 1 bewilligten 
Mittel eine Anleihe durch Ausgabe eines entſprechenden Betrages von Schuldverſchreibungen auf— 
zunehmen. Die Anleihe iſt mit 1,9 vom Hundert des urſprünglichen Kapitals zu tilgen unter 
Hinzurechnung der durch die Tilgung erſparten Zinſen, dieſe zu 5 vom Hundert gerechnet. 

(2) An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzanweiſungen oder 
Wechſel ausgegeben werden. In den Schatzanweiſungen iſt der Fälligkeitstermin anzugeben. Die 
Wechſel werden von der Hauptverwaltung der Staatsſchulden mittels Unterſchrift zweier Mit⸗ 
glieder ausgeſtellt. 


6) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen, etwa zugehörige Zinsſcheine und Wechſel können 
ſämtlich oder teilweiſe auf ausländiſche oder auch nach einem beſtimmten Wertverhältniſſe gleich⸗ 
zeitig auf in⸗ und ausländiſche Währungen ſowie im Auslande zahlbar geſtellt werden. 


(% Schatzanweiſungen und Wechſel können wiederholt ausgegeben werden. 


6) Die Mittel zur Einlöſung von Schatzanweiſungen und Wechſeln können durch Ausgabe 
von Schatzanweiſungen und Wechſeln oder von Schuldverſchreibungen in dem erforderlichen Nenn- 
betrage beſchafft werden. 


(6) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel, die zur Einlöſung fällig werdender 
Schatzanweifungen oder Wechſel beſtimmt ſind, hat die Hauptverwaltung der Staatsſchulden auf 
Anordnung des Finanzminiſters 14 Tage vor der Fälligkeit zur Verfügung zu halten. Die Ver 
zinſung oder Umlaufszeit der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte beginnen, mit dem 
die Verzinſung oder Umlaufszeit der einzulöſenden Schatzanweiſungen oder Wechſel aufhört. 

6) Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins- oder Diskontſatze, 
zu welchen Bedingungen der Kündigung oder mit welcher Umlaufszeit ſowie zu welchen Kurſen die 
Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel ausgegeben werden ſollen, beſtimmt der 
Finanzminiſter. Ebenſo bleibt ihm im Falle des Abf. 3 die Feſtſetzung des Wertverhältniſſes 
ſowie der näheren Bedingungen für Zahlungen im Auslande überlaſſen. 

(6) Im übrigen find wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die Vorſchriften des Geſetzes 
vom 19. Dezember 1869, betreffend die Konſolidation preußiſcher Staatsanleihen (Geſetzſamml. 
S. 1197), des Geſetzes vom 8. März 1897, betreffend die Tilgung von Staatsſchulden (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 43), und des Geſetzes vom 3. Mai 1903, betreffend die Bildung eines Ausgleichsfonds 
für die Eiſenhahnverwaltung (Geſetzſamml. S. 155), anzuwenden. 


= BA = 


Die Ausführung dieſes Geſetzes liegt dem Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Jorſten 
und dem Finanzminiſter ob. i 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats find gewahrt. 


Berlin, den 11. Auguſt 1922, 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Siegel) Braun. v. Richter. Wendorff. 


Gr. 12342.) Verordnung über eine Erhöhung der Ausgleichszuſchläge. Vom 28. Juli 1922. 
* 


Das Stagatsminiſterium hat auf Grund des Artikel 55 der Verfaſſung des Freiſtaats Preußen vom 
30. November 1920 in Übereinſtimmung mit dem im Artikel 26 der Verfaſſung vorgeſehenen Ständigen 
Ausſchuß des Landtags folgende Verordnung mit Geſetzeskraft erlaſſen: . f 8 


Einziger Paragraph. 


Das Geſetz über das Dienſteinkommen der unmittelbaren Staatsbeamten (Beamten⸗Dienſteinkommens⸗ 
pgheſetz) vom 17. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 1921 S. 135) in der Faſſung des Geſetzes über eine Erhöhung 
ee 5 vom 20. Juli 1922 (in der Geſetzſammlung noch nicht veröffentlicht) wird wie folgt 
geändert: 5 
am $ 18 erhält Abſ. 2 folgende Faſſung: f : 
Der Ausgleichszuſchlag wird bis zur anderweitigen Feſtſetzung durch den Staatshaushalts⸗ 1 
plan oder durch beſonderes Geſetz für alle im Abs. 1 genannten Bezüge gleichmäßig mit Wirkung 

vom 1. Juli 1922 ab auf 160 vom Hundert und mit Wirkung vom 1. Auguſt 1922 ab auf 
185 vom Hundert feſtgeſetzt. e 


Berlin, den 28. Juli 1922. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Boelitz, 


für den Finanzminiſter. 


cs 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 
J. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 7. Juni 1922, betreffend die Verleihung des 


Enteignungsrechts an die Reichstelegraphenverwaltung in Berlin für die Errichtung von baulichen 
Anlagen für ein unterirdiſches Uberland⸗Fernkabelnetz in den Gemeinden Bingerbrück, Andernach, 
Wiedenbrück, Perleberg, Frieſack, Angermünde, Anklam, Plathe, Köslin, Frankfurt a. O., Guben, 
Sprottau, Liegnitz, Jüterbog, Liebenwerda, Diepholz, Osnabrück, Münſter, Einbeck und Hann. Münden, 
durch die Amtsblätter 

der Regierung in Coblenz Nr. 28 S. 168, ausgegeben am 1. Juli 1922, 

der Regierung in Minden Nr. 25 S. 103, ausgegeben am 24. Juni 1922, 

der Regierung in Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 25 S. 257 „ausgegeben am 24. Juni 1922, 

der Regierung in Stettin Nr. 26 S. 186, ausgegeben am 1. Juli 1922, 

der Regierung in Köslin Nr. 25 S. 141, ausgegeben am 24. Juni 1922, 

der Regierung in Frankfurt a. O. Nr. 25 S. 129, ausgegeben am 24. Juni 1922, 

der Regierung in Liegnitz Nr. 24 S. 146, ausgegeben am 17. Juni 1922, 

der Regierung in Merſeburg Nr. 25 S. 136, ausgegeben am 24. Juni 1922, 

der Regierung in Hannover Nr. 24 S. 124, ausgegeben am 17. Juni 1922, 

der Regierung in Osnabrück Nr. 25 S. 117, ausgegeben am 24. Juni 1922, 

der Regierung in Münſter Nr. 26 S. 238, ausgegeben am 1. Juli 1922, und 

der Regierung in Hildesheim Nr. 24 S. 104, ausgegeben am 17. Juni 1922; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 21. Juni 1922, betreffend die Verleihung des 


Enteignungsrechts an die Hagener Straßenbahn, Aktiengeſellſchaft in Hagen, für den Erweiterungs⸗ 
bau ihrer Wagenhalle und ihres Werkſtättengebäudes, durch das Amtsblatt der Regierung in Arns⸗ 
berg Nr. 29 S. 347, ausgegeben am 22. Juli 1922; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 21. Juni 1922, betreffend die Verleihung des 


Enteignungsrechts an das Elektrizitätswerk Siegerland, G. m. b. H. in Siegen i. W., für die Anlagen 
zur Erzeugung, Umformung und Fortleitung elektriſcher Energie in den Kreiſen Siegen und Altenkirchen, 
durch die Amtsblätter der Regierung in Arnsberg Nr. 29 S. 347, ausgegeben am 22. Juli 1922, 
und der Regierung in Coblenz Nr. 35 S. 204, ausgegeben am 12. Auguſt 1922. 
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